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Antrag 1378/2021 zur Sitzung Stadtrat am 29.09.2021 

 
gem. Antrag: Städtische Beteiligungen weiter stärken und transparent 
ausgestalten (BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, SPD, FDP) 
 
Der Stadtrat beschließt: 

 

1. Der Masterplan ZBM soll weiterverfolgt und weiterentwickelt werden. Dazu gehört die Über-
tragung weiterer städtischer Gesellschaftsanteile an die ZBM, der Ausbau der Shared-Services 
und des Cash-Managements innerhalb der ZBM-Gesellschaften. 

 

2. Die ZBM und ihre Gesellschaften sollen ihren Beitrag zur Klimaneutralität 2035 leisten und 
dazu zukünftig einen Nachhaltigkeitsbericht anfertigen. 

 

 

3. Das Zielvereinbarungskonzept mit den Geschäftsführungen soll konsequent implementiert 
werden. Vakante Geschäftsführungspositionen bei städtischen Gesellschaften sollen in der Regel 
ausgeschrieben werden. Bei der Neu- und Nachbesetzung von Leitungspositionen innerhalb der 
ZBM und ihrer Gesellschaften kommen Instrumente der professionellen Personalentwicklung und -
rekrutierung zum Einsatz. Entsprechende Verfahren werden standardisiert und evaluiert.  Entspre-
chend des PCGK soll der Aufsichtsrat der ZBM ein transparentes Konzept über Aufsichtsratsent-
schädigungen zur Diskussion und Beschlussfassung vorlegen, das der Verantwortung und dem 
Tätigkeitsumfang der Aufsichtsratsmitglieder sowie der wirtschaftlichen Lage der Gesellschaft 
Rechnung trägt 

 
 

 
Die Unternehmen und Beteiligungen der Landeshauptstadt Mainz leisten im Rahmen der kommu-
nalen Selbstverwaltung einen unverzichtbaren Beitrag zur Daseinsvorsorge, sie sind zudem wich-
tig für die politische Steuerung der wirtschaftlichen, sozialen und ökologischen Entwicklung der 
Stadt.  

 

Neben der Aufgabe, diese Gesellschaften bei der Erfüllung des Gesellschaftszwecks zu unterstüt-
zen und auf eine Optimierung der wirtschaftlichen Effizienz zu achten, hat die Stadt Mainz auch 
sicherzustellen, dass bei der Leitung, Steuerung und Überwachung der Gesellschaften die öffentli-
chen Belange berücksichtigt werden, eine verantwortungsvolle Unternehmungsführung gewähr-
leistet wird, der städtische Haushalt entlastet wird, Transparenz gewährleistet ist und die Stadt mit 
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ihren demokratisch legitimierten Gremien die politische Steuerungsmöglichkeit behält. Dies gelingt 
besser, wenn die städtischen Gesellschaften in ihrem jeweiligen Tätigkeitsbereich zusammen für 
Mainz arbeiten anstatt jeweils für sich. 

 

Im Jahr 2010 wurde daher auf Beschluss des Stadtrats die Zentrale Beteiligungsgesellschaft 
Mainz (ZBM) als zentrale Finanz- und Steuerungsholding der Stadt Mainz gegründet.  

Die ZBM verfolgt die kontinuierliche Weiterentwicklung des „Konzerns Stadt“ und hat sich vor allem 
folgende Ziele gesetzt: 

- Einnahme einer „Brückenfunktion“  

- Schaffung enger Kooperationen 

- Förderung von Informationsfluss und Transparenz 

- Herstellung von Synergien in zentralen Funktionen 

- Unterstützung bei steuerungs- und finanzbezogenen Themen 

 

Aufgrund eines Beschlusses des Stadtrates aus dem Jahr 2012 hat PwC im Auftrag der ZBM im 
Jahr 2015 ein Gutachten: „Masterplan zur Einbringung städtischer Beteiligungen in die Zentrale 
Beteiligungsgesellschaft der Stadt Mainz mbH (ZBM)“ erstellt. Ziel ist es alle Beteiligungen der 
Stadt Mainz in der ZBM zu bündeln. Dabei sollen bisher einzelwirtschaftliche Aktivitäten der städti-
schen Beteiligungsgesellschaften unter der Holdingstruktur der ZBM schrittweise vereint werden. 

 

Die ZBM hat sich in den vergangenen Jahren als wichtige Brücke 

zwischen den Gesellschaften im Stadtkonzern sowie bei verschiedenen Projekten als Problemlö-
ser bewiesen. Auch die Herausforderungen der Corona-Pandemie konnten durch die Koordination 
der ZBM erfolgreich bewältigt werden. Das zeigt, dass die Holdingstruktur sich gerade in Krisenzei-
ten bewährt. 

Auf diese Weise können Kosten gespart werden und die ganze Stadt profitiert durch die engere 
Kooperation. Gleichzeitig muss die Hebung von Synergien noch aktiver angegangen werden. Im 
nächsten Schritt sollen daher weitere Beteiligungen der Stadt Mainz entsprechend des Master-
plans auf die ZBM übertragen werden. 

 

Im Frühjahr 2013 hat der Stadtrat den "Public Corporate Governance Kodex" beschlossen. Er 
dient als Handlungsgrundlage, für die Stadträte als Handbuch für deren Aufsichtsratstätigkeit, für 
die Beteiligungsgesellschaften als vorausgesetztes Anforderungsprofil und für die Bürgerinnen und 
Bürger als Information zu Vorgängen im Bereich der Beteiligungen. Hierzu zählen Klarheit über 
Aufgaben der Aufsichtsgremien, der Geschäftsführungen und des Gesellschafters, Transparenz 
über Gehälter von Geschäftsführungen, Vergütung von Aufsichtsratsmitgliedern und den Umgang 
mit Interessenkonflikten oder der Einblick in gesellschaftsrechtliche Grundlagen. 

Transparenz von Entscheidungen in den stadtnahen Gesellschaften ist uns wichtig, ebenso die 
stetige Überprüfung und Weiterentwicklung der Compliance-Richtlinien und des PCGK. 
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